
Exklusive Verhandlungen
mit Künstlern möglich

Beim Erwerb von künst ler i-
schen Le is tungen oder Kunst-
werken is t EU-Vergaberecht
genere l l zu beachten. E ine Be-
re ichsausnahme, wie s ie etwa
für audiov isuel le Medien-
dienste g i l t , s ieht das öf fent l i-
che Auft ragswesen nicht vor .
Der E inkauf von Kunst muss
aber nicht zwingend im Wett-
bewerb er fo lgen. Unter be-
st immten Voraussetzungen
kann ein Verhandlungsver fah-
ren ohne Te i lnahmewettbe-
werb exklus iv nur mit dem
Künst ler geführt werden.

NÜRNBERG. Nach Paragraf 14 Ab-
satz 4 Nummer 2 Buchstabe a Verga-
beverordnung (VgV) kann eine Ver-
gabe im Verhandlungsverfahren oh-
ne Teilnahmewettbewerb erfolgen,
wenn der Auftrag nur von einem be-
stimmten Unternehmen erbracht
oder bereitgestellt werden kann, weil
ein einzigartiges Kunstwerk oder eine
einzigartige künstlerische Leistung
erschaffen oder erworben werden
soll. Der Vorschrift liegt der Gedanke
zugrunde, dass bei Kunst häufig aus
objektiven Gründen kein Wettbe-
werb bestehen kann,weil generell nur
ein Anbieter für die Leistungserbrin-
gung in Betracht kommt.

Einzigartigkeit muss objektiv
begründet werden

Dies ist vor allembeiKunstwerkender
Fall, bei denen der einzigartige Cha-
rakter und Wert des Kunstgegenstan-
des selbst untrennbar an die Identi-
tät des Künstlers gebunden ist (Erwä-
gungsgrund 50 Richtlinie 2014/24).
Die Einleitung eines offenenVergabe-
wettbewerbs wäre dann sinnlos oder
sogar irreführend, weil der einzige in

Frage kommende Auftragnehmer von
vorneherein klar ist.

Noch weitgehend ungeklärt ist
aber, wann Kunst im Sinne der Vor-
schrift einzigartig ist. Die bloße ästhe-
tische Präferenz des öffentlichen Auf-
traggebers für einen bestimmten
Künstler reicht nicht aus. Denn die
Ästhetik wird im Vergaberecht bei-
spielhaft als Zuschlagskriterium be-
nannt (Paragraf 58 Absatz 2 Satz 2
Nummer 1 VgV) und kann deshalb
im Rahmen eines Vergabewettbe-
werbs Berücksichtigung finden.

Wegen des Ausnahmecharakters
des wettbewerbsfreien Verhand-

lungsverfahrensmuss die Einzigartig-
keit der zu beschaffenden Kunst nicht
nur rein subjektiv, sondern objektiv
begründet werden. Nur ein einziger
Künstler darf überhaupt in der Lage
sein, das nachgefragte Kunstwerk
oder die künstlerische Leistung, zum
Beispielwegeneiner bestimmtenVer-
fahrensfertigkeit, zu erschaffen.
Denkbar ist es auch, dass sich in
einem Kunstwerk die individuellen
Erkennungsmerkmale und Eigenhei-
ten in so einzigartiger Weise nieder-
schlagen, dass ein Vergabewettbe-
werb ausnahmsweise keinen Sinn
machen würde.

Der Verzicht auf einen Vergabe-
wettbewerb erfordert, dass die beson-
dere Eigenheit europaweit bei nur
einem Künstler vorhanden und für
den Auftrag objektiv erforderlich ist.
Das Oberlandesgericht Hamburg (16.
Mai 2006, Aktenzeichen: 1 Verg 1/06)
hat entschieden, dass die Person, an
die der Auftraggeber vergeben will,
gleichsam eine Monopolstellung ha-
ben muss, sodass sich das bei künst-
lerischen Leistungen gegebene Er-
messen des Auftraggebers praktisch
auf null reduziert.

Im Gegensatz etwa zu Architek-
ten- oder Ingenieurplanungsleistun-
gen, die von jedem geeigneten Pla-
ner generell in gleicher Qualität ge-
leistet werden können, sind künstle-
rische Leistungen oder Kunstwerke
grundsätzlich singulär und nicht er-
setzbar. Erforderlich ist also, dass bei
ihnen der einzigartige Charakter und
Wert des Kunstgegenstandes oder der
künstlerischen Leistung selbst un-
trennbar an die Identität des Künst-
lers oder der Künstlerin gebunden ist,

urteilte auch der nordrhein-westfäli-
sche Vergabesenat (Oberlandesge-
richt Düsseldorf, 12. Juli 2017, Akten-
zeichen: VII-Verg 13/17).

Verhandlungsverfahren aus
künstlerischen Gründen selten

NachAnsicht der EuropäischenKom-
mission dürften die Fälle solcher ex-
klusiven Verhandlungsverfahren aus
künstlerischen Gründen aber nicht
sehr zahlreich sein. Ein solcher Fall
wäre etwa auch gegeben,wenn ein öf-
fentlicher Auftraggeber ein Kunst-
werk bereits in Auftrag gegeben hat,
später jedoch ein zweites Kunstwerk
in Auftrag geben will, um ein „Paar“
zu erhalten. Unter diesen Umstän-
den müssen allerdings objektive
Gründe dafür angeführt werden, aus
denen das zweite Kunstwerk nicht bei
einem anderen Künstler in Auftrag
gegeben werden kann (Seite 25 des
Leitfadens zu den Gemeinschaftsvor-
schriften über öffentliche Dienstleis-
tungsaufträge).

Beschaffung
von Kunstwerken

Holger Schröder,
Fachanwal t für Vergaberecht ,
Par tner , Rödl & Par tner , Nürnberg

Wenn öffentliche Auftraggeber Kunstwerke beschaffen wollen, müssen sie nicht in jedem Fall einen Wettbewerb ausloben. FOTO: DPA/IMAGEBROKER/KATHARINA HILD

Leihgeber kann Transportleistungen nicht vorbestimmen

Allein der Wunsch beziehungsweise die
Vorgabe eines Leihgebers von Kunst-
gegenständen, einen bestimmten Spedi-
teur zu beauftragen und anderenfalls die
Überlassung der Leihgaben an ein öffent-
liches Museum zu verweigern, kann den

Ausschluss eines Vergabewettbewerbs für
die Transportleistungen nicht rechtferti-
gen. Das hat die Vergabekammer Bund
schon vor 14 Jahren entschieden
(3. September 2009, Aktenzeichen: VK 1
– 155/09).

„Meilenstein für den Klimaschutz“
Bund und vier Bundesländer starten gemeinsam Fortbildung für nachhaltige Beschaffung

BERLIN. Der Bund und vier Bundes-
länder haben eine Fortbildungsin-
itiative fürmehrNachhaltigkeit in der
Beschaffung gestartet. Neben dem
Bund sind Bayern, Rheinland-Pfalz,
Nordrhein-Westfalen und Hamburg
dabei. Das Land Baden-Württem-
berg ist bei der Initiative nicht mit
von der Partie.

Angeboten werden sollen künftig
Schulungen, die für Beschaffungsvor-
gänge jeweils zuständigen Beschäftig-
ten vermitteln, wie nachhaltige As-
pekte Eingang in Vergabeverfahren
finden können. Die Initiative verfolgt
das sogenannte Train-the-Trainer-
Konzept undwillMenschen in die La-
ge versetzen, ihr neues Wissen zum
Thema Nachhaltigkeit bei Ausschrei-
bungen innerhalb ihrer Dienststelle
oder auch darüber hinaus weiterge-
ben zu können.

Einheitliche Schulungsunterlagen
werden erarbeitet

Beim Bund wird dafür im Beschaf-
fungsamt des Bundesministeriums
des Innern und für Heimat eine ko-
ordinierende Geschäftsstelle bei der
Kompetenzstelle für Nachhaltige Be-

schaffung eingerichtet. Mit dem Er-
stellen von einheitlichen Schulungs-
unterlagen und Fallbeispielen soll ge-
währleistet werden, dass die künfti-
gen Trainer in den jeweiligen Län-
dern selbstständig Schulungen nach
einem bundeseinheitlichen Standard
durchführen können.

Im Mittelpunkt der gemeinsa-
men Fortbildungsinitiative steht die

Frage, wie der öffentliche Einkauf so
gestaltet werden kann, dass für Ge-
sellschaft, Umwelt und Wirtschaft
positive Auswirkungen entstehen. In
der Praxis bedeutet dies, dass Produk-
te und Dienstleistungen, die die öf-
fentliche Hand ausschreibt, unter
menschenwürdigen Arbeitsbedin-
gungen hergestellt sein müssen, auf
umweltfreundliche Materialien ge-

achtet und die Kosten über den An-
schaffungspreis hinaus berücksich-
tigt werden.

Aiwanger will Qualität
mehr Gewicht verleihen

Bundesinnenministerin Nancy Fae-
ser (SPD) bezeichnete die Initiative
als „Meilenstein für Nachhaltigkeit
und Klimaschutz bei öffentlichen Be-
schaffungen“. Man wolle, dass die
30 000 Vergabestellen in Bund, Län-
dern und Kommunen qualitativ
hochwertig und inhaltlich abge-
stimmt geschult würden.

Bund und Länder begegneten mit
der Initiative den Herausforderun-
gen des Klimaschutzes. Als Vertreter
der Bundesländer sagte der bayeri-
sche Wirtschaftsminister Hubert Ai-
wanger (Freie Wähler), öffentliche
Vergaben müssten in Zukunft noch
mehr als bisher die Qualität der Leis-
tung im Blick haben und nicht nur
den billigsten Preis. (dis)

Nachhaltigkeitskriterien sollen bei Beschaffungen von öffentlichen Stellen mehr berück-
sichtigt werden, fordern der Bund und einige Länder. FOTO: IMAGO/TEUTOPRESS

MEHR ZUM THEMA
Mehr zur Fortbildungsinitiative unter:
https://kurzelinks.de/bescha

KI verändert die
Beschaffung
DÜSSELDORF. „Künstliche Intelli-
genz verändert die Spielregeln und
der Einkauf bildet dabei keine Aus-
nahme“, lautet die Einschätzung von
Helena Melnikova, Hauptgeschäfts-
führerin des Bundesverbands Mate-
rialwirtschaft, Einkauf und Logistik
(BME). Gemünzt ist die auf einem
Fachkongress des BME getroffene
Aussage auf Prozesse in der Unter-
nehmenswelt, die aber früher oder
später auch in der öffentlichen Be-
schaffung eine Rolle spielen. Die IT-
Welt verändere sich mit atemberau-
bender Geschwindigkeit, und die-
sem technologischen Wandel müsse
man sich stellen. Angesichts des Vor-
anschreitens von Künstlicher Intelli-
genz (KI) und disruptiver Technolo-
gien wie ChatGPT erforderten die
Arbeitsabläufe in Einkauf und Be-
schaffung ein umfassendes Upgrade.

Diejenigen, die mit Beschaffung
zu tun hätten, stünden in der Pflicht,
die neuen digitalen Werkzeuge noch
effektiver zu nutzen. Die BME-
Hauptgeschäftsführerin hob hervor,
dass es bereits einige KI-Anwendun-
gen gebe, die den Einkauf deutlich
verbesserten. So könne KI histori-

sche Daten über Lieferantenleistun-
gen, Preisschwankungen und Nach-
änderungen analysieren, um präzise
Vorhersagen für die Zukunft zu tref-
fen. Für öffentliche Vergabeprozesse
könnte dies bedeuten, dass vor al-
lem bei immer wiederkehrenden Be-
schaffungsvorgängen solche Instru-
mente eingesetzt werden könnten,
um Kosten zu sparen.

Auf dem Kongress herrschte Ei-
nigkeit: digitale Anwendungen müss-
ten noch konsequenter bei Einkauf
und Beschaffung eingesetzt werden.
So könnten Fehler minimiert oder gar
vollständig vermieden werden.

Nach Einschätzung des BME steht
die digitale Umwandlung des Ein-
kaufssektors vor einer neuen Etappe.
Deutsche Unternehmen sollten sich
dieser Entwicklung nicht verschlie-
ßen, heißt es abschließend dazu in
einerMitteilung. Abseits desKongres-
ses gibt es unter den Experten im Ver-
gaberecht erste Diskussion darüber,
ob und wie ChatGPT bei Ausschrei-
bungen der öffentlichen Hand einge-
setzt werden könnten – etwa zur feh-
lerfreien und eindeutigen Leistungs-
beschreibung. (dis)

Kurz not iert

Lizenzen für E-Roller müssen
neu vergeben werden

BREMEN. Der Stadtstaat Bremen
muss das Verfahren für die Vergabe
von Lizenzen für Elektroroller noch
einmal neu aufrollen. Das hat das zu-
ständige Verwaltungsgericht nach
einer Klage zweier Bieter, die nicht
zum Zuge gekommen waren, ent-
schieden. Das Konzept der Stadt Bre-
men hatte vorgesehen, dass lediglich
zwei Bieter eine Lizenz erhalten kön-
nen. Beworben hatten sich allerdings
insgesamt vier Unternehmen. (dis)

Gewerkschafter fordern
Tariflohn in Vergabeverfahren

MÜNCHEN. Der Landesverband des
Deutschen Gewerkschaftsbunds in
Bayern fordert ein „Faire-Löhne-Ge-
setz“.Unter anderem ist darindieFor-
derung enthalten, dass Unterneh-
men, die ihre Beschäftigten nach Ta-
riflohn bezahlen, bei der Vergabe öf-
fentlicher Aufträge bevorzugt werden
sollen. Bayern besitzt als eines von
zwei Bundesländer noch kein Tarif-
treuegesetz. (dis)

Thüringen plant Erhöhung
von Vergabemindestlohn

ERFURT. Die rot-rot-grüne Landes-
regierung Thüringens will den Verga-
bemindestlohn auf 13,50 Euro anhe-
ben. Zudem solle der Betrag in regel-
mäßigen Abständen angepasst wer-
den, um „gute Arbeit mit fairen Löh-
nen bei öffentlichen Aufträgen zu ga-
rantieren“, so der wirtschaftspoliti-
sche Sprecher der Linken-Fraktion,
Andreas Schubert. AlsMinderheitsre-
gierung sind Linke, SPD und Grüne
auf Stimmen aus der Opposition an-
gewiesen. (dis)

Kritik ans „Schlupflöchern“
im Lieferkettengesetz

BERLIN. Die Organisationen Ger-
manwatch, Misereor, Transparency
International und Gegen-Strömung
kritisieren in einer Studie Menschen-
rechtsverletzungen in den Lieferket-
ten deutscher Maschinenbauunter-
nehmen. Das betrifft aus Sicht der Or-
ganisationen indirekt auch Aus-
schreibungen der öffentlichen Hand,
etwa, wenn es um den Einsatz von
Baufahrzeugen oder Ähnlichem auf
Baustellen geht. Die Organisationen
fordern, „Schlupflöcher“ beim Liefer-
kettengesetz zu schließen und die ge-
samte Wertschöpfungskette in den
Blick zu nehmen. (dis)
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